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Neuntes Gesetz 
zur Änderung des Zollgesetzes 

Vom 13. Dezember 1967 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be¬ 
schlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Zollgesetzes 

Das Zollgesetz vom 14. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 737), zuletzt geändert durch das Achte Gesetz zur 
Änderung des Zollgesetzes vom 2. August 1967 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 837), wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 7 wird nach Satz 2 folgender Satz 
eingefügt: 

„Zur Erfassung der Waren, auf die sich die 
Amtshandlungen zu erstrecken haben (§ 6 Abs. 1 
Satz 3), gilt § 71 Abs. 3 sinngemäß auf den Ab¬ 
fertigungsplätzen und ihren Verbindungswegen 
mit dem Zollgebiet." 


2. In § 4 

a) wird die Überschrift „Zollstunden" ersetzt 
durch „Zeitliche Beschränkung der Ein- und 
Ausfuhr", 

b) erhält Absatz 1 folgende Fassung: 

„(1) Waren, die auf Zollstraßen zu beför¬ 
dern sind, dürfen nur während der nach § 6 
Abs. 4 Satz 1 bekanntgegebenen Öffnungs¬ 
zeiten eingeführt und ausgeführt werden." 

3. In § 5 Abs. 5 wird in Nummer 2 der Punkt durch 
einen Beistrich ersetzt und folgende Nummer 3 
angefügt: 

„3. durch Gestellung aus einem Zollaufschub¬ 
lager zur Umwandlung bei der Zollstelle 
(§ 46 Abs. 11)." 
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4. In § 6 wird 

a) dem Absatz 1 folgender Satz angefügt: 

„Wer Waren über einen Abfertigungsplatz 
außerhalb des Zollgebiets und über dessen 
Verbindungswege mit dem Zollgebiet (§ 2 
Abs. 7) einführen will, hat auf diesem Platz 
alle Waren zu gestellen, die er mit sich 
führt.", 

b) dem Absatz 3 folgender Satz angefügt: 

„Handelt cs sich um Zollgut, so haftet der¬ 
jenige, dem die Zollstelle das Zollgut zur 
Ausfuhr überlassen hat, nach der höchsten in 
Betracht kommenden Zollbelastung, wenn für 
das Zollgut eine Zollschuld nach § 57 ent¬ 
steht.", 

c) in Absatz 4 Satz 1 hinter dem Wort „sie" 
eingefügt: „innerhalb der dafür bekannt¬ 
gegebenen Öffnungszeiten". 

5. In § 15 Abs. 2 Nr. 2 werden die Worte „die 
Amtsstunden" ersetzt durch „die für die Ent¬ 
gegennahme von Zollanträgen bekanntgegebe¬ 
nen Öffnungszeiten". 

6. In § 25 wird Absatz 1 gestrichen. Die bisherigen 
Absätze 2 bis 4 werden Absätze 1 bis 3. 

7. § 26 erhält folgende Fassung: 

„§ 26 

Zollermäßigung aus besonderen Gründen 

Für Waren, die einem Wertzoll unterliegen 
und im Zollausland nach Vorlagen (Plänen, 
Zeichnungen, Manuskripten, Modellen und der¬ 
gleichen) eines im Zollgebiet ansässigen Auf¬ 
traggebers hergestellt worden sind, wird der 
Zoll auf den Betrag ermäßigt, der sich ergibt, 
wenn das übliche Entgelt für das Herstellen der 
Waren im Zollausland einschließlich der Kosten 
ihrer Lieferung bis zum Ort der Einfuhr zu¬ 
grunde gelegt würde. Die Zollermäßigung be¬ 
darf einer vorherigen Zusage." 

8. Dem § 27 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Bundesregierung kann mit Zustimmung 
des Bundestages durch Rechtsverordnung die 
Begünstigung insoweit einschränken oder auf- 
heben, als die Bundesrepublik Deutschland nach 
dem Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft oder durch eine Ent¬ 
scheidung des Rates dazu verpflichtet ist; dem 
Bundesrat ist Gelegenheit zu geben, binnen drei 
Wochen zu den Rechts Verordnungen Stellung zu 
nehmen." 

9. § 40 erhält folgende Fassung: 

„§ 40 

Erlaß oder Erstattung aus besonderen Gründen 

Der Bundesminister der Finanzen kann durch 
Rechtsverordnung anordnen, daß der Zoll für 
Waren, die nachweislich nicht in die Wirtschaft 
des Zollgebiets eingegangen sind, 


1. erlassen oder erstattet wird, wenn die Waren 
innerhalb einer angemessenen Frist nach ihrer 
Verzollung an oder für den außerhalb des 
Zollgebiets ansässigen Lieferer unter zoll¬ 
amtlicher Überwachung wieder ausgeführt 
werden; 

2. ganz oder teilweise erlassen oder erstattet 
wird, wenn die Waren in dem für ihre Be¬ 
schaffenheit maßgebenden Zeitpunkt schad¬ 
haft waren oder den Bedingungen des Ver¬ 
trages nicht entsprachen und innerhalb einer 
angemessenen Frist nach ihrer Verzollung 
unter zollamtlicher Überwachung vernichtet 
oder zerstört werden." 

10. In § 43 wird 

a) hinter Absatz 5 folgender neuer Absatz ein¬ 
gefügt: 

„(6) Zollgut darf unter zollamtlicher Über¬ 
wachung vernichtet oder durch Umwandlung 
(§ 9 Abs. 3) zerstört werden.", 

b) der bisherige Absatz 6 als Absatz 7 bezeich¬ 
net. 

11. § 46 Abs. 11 erhält folgende Fassung: 

„(11) Werden aus dem Zollaufschublager Waren 
zum aktiven Veredelungsverkehr, zum Um¬ 
wandlungsverkehr oder zur Zollgutverwendung 
abgefertigt, unter zollamtlicher Überwachung 
ausgeführt oder vernichtet oder nach Gestellung 
durch Umwandlung (§ 9 Abs. 3) zerstört, so ist 
die auf sie entfallende Zollschuld zu erlassen. 
Dies gilt nur, soweit aer Zollschuldner nach¬ 
weist, daß die Waren die nämlichen wie die 
eingelagerten Waren sind oder diese enthalten. 
§ 43 Abs. 5 Satz 2 gilt sinngemäß." 

12. In § 55 

a) erhält Absatz 1 Satz 2 hinter dem Strichpunkt 
folgende Fassung: 

„die §§35 bis 38 gelten sinngemäß.", 

b) wird dem Absatz 6 folgender Satz angefügt: 

„Entsteht bei der neuen Zollbehandlung eine 
Zollschuld, so mindert sich der Zoll um den 
Betrag, in dessen Höhe bereits eine ZolT 
schuld nach Absatz 1 entstanden ist." 

13. In § 80 Abs. 1 wird die Zahl „200" durch „240" 
ersetzt. 


Artikel 2 

Einschränkung von Grundrechten 

Soweit nach Artikel 1 Nr. 1 die Vorschrift des § 71 
Abs. 3 des Zollgesetzes sinngemäß auf Abfertigungs¬ 
plätzen außerhalb des Zollgebiets gilt, werden die 
Grundrechte nach Artikel 2 Abs. 2 des Grundgeset¬ 
zes eingeschränkt. 
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Artikel 3 
Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 des Dritten 
Uberleitungsgcsetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord- 
mmgen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 


Artikel 4 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1968 in Kraft. 
Abweichend hiervon treten Artikel 1 Nr. 8 und 9 am 
Tage nach der Verkündung in Kraft; jedoch ist § 40 
des Zollgesetzes in der am Tage der Verkündung 
geltenden Fassung bis zu dem in Satz 1 genannten 
Zeitpunkt weiter anzuwenden. 


Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates 
sind gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 


Bonn, den 13. Dezember 1967 

Der Bundespräsident 
Lübke 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Der Bundesminister der Finanzen 

Strauß 


1208 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1967, Teil I 


Verordnung 

zur Änderung der Warenklasseneinteilung für Warenzeichen 

Vom 5. Dezember 1967 

Auf Grund des § 2 Abs. 5 des Warenzeichen¬ 
gesetzes in der Fassung vom 9. Mai 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 574), zuletzt geändert durch das Gesetz 
vom 4. September 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 953), 
wird verordnet: 

§ 1 

Die § 2 Abs. 3 des Warenzeichengesetzes als An¬ 
lage beigefügte Warenklasseneinteilung wird mit 
Wirkung vom 1. Oktober 1968 durch die nachste¬ 
hende Warenklasseneinteilung ersetzt. 

§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gnsetzbl. I S, 1) in Verbindung mit § 21 des Sechsten 
Gesetzes zur Änderung und Überleitung von Vor¬ 
schriften auf dem Gebiet des gewerblichen Rechts¬ 
schutzes vom 23. März 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 274, 

316) auch im Land Berlin. 


§ 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver¬ 
kündung in Kraft. 

Bonn, den 5. Dezember 1967 


Der Bundesminister der Justiz 
Dr. Heinemann 


Anlage 

(zu § 2 Abs. 3 des 
Warenzeichengesetzes) 

Warenklasseneinteilung 


Klasse 

1. Chemische Erzeugnisse für gewerbliche, wissen¬ 
schaftliche, photographische, land-, garten- und 
forstwirtschaftliche Zwecke j 

Kunstharze und synthetische Harze, Kunststoffe 
im Rohzustand (in Form von Pulvern, Flüssig¬ 
keiten oder Pasten); 

Düngemittel (natürliche und künstliche); 
Feuerlöschmittel; 

Härtemittel und chemische Präparate zum Löten; 

chemische Erzeugnisse zum Frischhalten und 
Haltbarmachen von Lebensmitteln; 

Gerbmittel; 

Klebstoffe für gewerbliche Zwecke. 


Klasse 

2. Farben, Firnisse, Lacke; 

Rostschutzmittel, Holzkonservierungsmittel; 
Färbemittel; 

Beizen; 

Naturharze, Blattmetalle und Metalle in Pulver¬ 
form für Maler und Dekorateure, 

3. Wasch- und Bleichmittel; 

Putz-, Polier-, Fettentfernungs- und Schleifmittel; 
Seifen; 

Parfümerien, ätherische öle, Mittel zur Körper- 
und Schönheitspflege, Haarwässer; 
Zahnputzmittel. 
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Klasse 

4. Tochnisdie öle und Fc'llo (keine Speiseöle und 
-fette und keine cillierisdien öle); 

Sdirn ie rni i [1(4; 

Staubbindemitlel; 

Brenn Stolle (ei nsdiließlldi Motorentreibstoffe) 
und Leuditstolle; 

Kerzen, Wadislidite, Naditl ichle und Dochte. 

5. Phürrnazirn tis(Iu' u nd v e Uui nä rm edizinische Er¬ 
zeugnisse sowie ErzcMignisse für die Gesund- 
heitspfk'gcu 

diätetisdie Erzeugnisse? für Kinder und Kranke; 
Pilaster, Verbandmaterial; 

Z a ] 1 n 1 ü! 1 rn i 1 .1 (?! 11 n d Al) d n i ck m a s s e n f ü r z a hn ärz t- 
liche Zwecke; 

D es i nl ek t i o ns rn i 11 cl; 

Mittel zur Vertilgung von Unkraut und schäd¬ 
lichen Tieren. 

6. Robe und 1(41 weise bearbeitete unedle Metalle 
und deren I.egicrungen; 

Anker, Ambosse, Glocken, gewalzte und gegos¬ 
sene Ihru teile; 

Schienen und sonstiges Material aus Metall für 
Schienenwege; 

Ketten (mit Ausnahme von Treibketten für Fahr¬ 
zeuge) ; 

Kabel und Drälite (nicht für eloklrisdie Zwecke); 
S dl 1 oss er wa r cn; 

Mctüllrohre; 

Geldschränke und Kassetten; 

Stahlkugeln; 

Hufeisen; 

Nägel und Schraubern; 

sonstige Waren aus unedlen Metallen, soweit 
sie nicht in anderen Klassen enthalten sind; 

Erze. 

7. Maschinen und Werkzeugmaschinen; 

Motoren (ausgenommen für Landfahrzeuge); 

Kupplungen und Treibriemen (ausgenommen für 
Landlabrzeiigc); 

große landwirtschaftliche Geräte; 

Brutapparate. 

8. Handwerkzeuge und -instrumente; 
Messerschmiedewaren, Gabeln und Löffel; 

Hieb- und Stichwaffen. 

9. Wissenschaftliche, Schiffahrts-, Vermessungs-, 
elektrische (auch solche für drahtlose Tele¬ 
graphie und Telephonie), photographische, 
Film-, optische, Wäge-, Meß-, Signal-, Kontroll-, 
Rettungs- und Unterrichtsapparate und -instru¬ 
mente; 

Automaten, die durch Einwurf von Münzen oder 
Jetons betätigt werden; 

Sprechmaschinen; 

Registrierkassen, Rechenmaschinen; 
Feuerlöschgeräte. 


Klasse 

10. Chirurgische, ärztliche, zahn- und tierärztliche 
Instrumente und Apparate (einschließlich künst¬ 
licher Gliedmaß-en, Augen und Zähne). 

11. Beleuchtungs-, Heizungs-, Dampferzeugungs-, 
Koch-, Kühl-, Trocken-, Lüftungs-, Wasserlei- 
tungs- und sanitäre Anlagen. 

12. Fahrzeuge; 

Apparate zur Beförderung auf dem Lande, in 
der Luft und auf dem Wasser. 

13. Schußwaffen; 

Munition und Geschosse; 

Sprengstoffe; 

Feuerwerkskörper. 

14. Edelmetalle und deren Legieningen sowie dar¬ 
aus herges teilte Gegenstände und plattierte 
Gegenstände (ausgenommen Messerschmiede¬ 
waren, Gabeln und Löffel); 

Juwelierwaren, Edelsteine; 

Uhren und andere Zeitmeßinstrumente. 

15. Musikinstrumente (mit Ausnahme von Sprech- 
maschinen und Apparaten für drahtlose Tele¬ 
graphie und Telephonie). 

16. Papier und Papierwaren, Pappe (Karton) und 
Papp waren; 

Druckschriften, Zeitungen und Zeitschriften, 
Bücher; 

Biichbinderartikel; 

Photographien; 

Schreibwaren, Klebstoffe (für Papier- und Schreib¬ 
waren) ; 

Künstlerbedarfsartikel; 

Pinsel; 

Schreibmaschinen und Büroartikel (ausgenom¬ 
men Möbel); 

Lehr- und Unterrichtsmittel (ausgenommen Ap¬ 
parate) ; 

Spielkarten; 

Drucklettern; 

Druckstöcke. 

17. Guttapercha, Kautschuk, Balata und deren Er¬ 
satzstoffe sowie Gegenstände daraus, soweit sie 
nicht in anderen Klassen enthalten sind; 

Folien, Platten und Stangen aus Kunststoffen 
(Halbfabrikate); 

Dichtungs-, Packungs- und Isoliermittel; 

Asbest, Glimmer und Waren daraus; 

Schläuche (nicht aus Metall). 

18. Leder und Lederimitationen sowie Waren dar¬ 
aus, soweit sie nicht in anderen Klassen enthal¬ 
ten sind; 

Häute und Felle; 

Reise- und Handkoffer; 
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Klasse 

Regenschirme, Sonnenschirme und Spazier¬ 
stöcke; 

Peitschen, Pferdegeschirre und Sattlerwaren. 

19. Baumaterialien, Natur- und Kunststeine, Zement, 
Kalk, Mörtel, Gips und Kies; 

Röhren aus Sandstein oder aus Zement; 
Straßenbaumaterialien; 

Asphalt, Pech und Bitumen; 
transportable Häuser; 

Steindenkmäler; 

Sdiornsteine. 

20. Möbel, Spiegel, Rahmen; 

Waren (soweit sie nicht in anderen Klassen ent¬ 
halten sind) aus Holz, Kork, Rohr, Binsen-, 
Weidengeflecht, Horn, Knochen, Elfenbein, 
Fischbein, Schildpatt, Bernstein, Perlmutter, 
Meerschaum, Zelluloid und deren Ersatzstoffen 
oder aus Kunststoffen. 

21. Kleine Haus- und Küchengeräte sowie tragbare 
Behälter für Haushalt und Küche (nicht aus Edel¬ 
metall oder plattiert); 

Kämme und Schwämme; 

Bürsteri (mit Ausnahme von Pinseln); 
Bürstenmachermaterial; 

Reinigungsgeräte und Putzzeug; 

Stahlspäne; 

Glaswaren, Porzellan und Steingut, soweit sie 
nicht in anderen Klassen enthalten sind. 

22. Seile, Bindfaden, Netze, Zelte, Planen, Segel, 
Säcke; 

Polsterfüllstoffe (Roßhaar, Kapok, Federn, See¬ 
gras usw.); 
rohe Gespinstfasern. 

23. Garne. 

24. Webstoffe; 

Bett- und Tischdecken; 

Textilwaren, soweit sie nicht in anderen Klassen 
enthalten sind. 

25. Bekleidungsstücke, einschließlich Stiefel, Schuhe 
und Hausschuhe. 

26. Spitzen und Stickereien, Bänder und Schnür- 
bänder; 

Knöpfe, Druckknöpfe, Haken und Ösen, Nadeln; 
künstliche Blumen. 


Klasse 

27. Teppiche, Strohmatten, Matten, Linoleum und 
andere Waren, die als Fußbodenbelag dienen; 
Tapeten (ausgenommen aus Stoff). 

28. Spiele, Spielzeug; 

Turn- und Sportartikel (mit Ausnahme von Be¬ 
kleidungsstücken) ; 

Christbaumschmuck. 

29. Fleisch, Fisch, Geflügel und Wild; 

Fleischextrakte; 

konserviertes, getrocknetes und gekochtes Obst 
und Gemüse; 

Gallerten (Gelees), Konfitüren; 

Eier, Milch und Milchprodukte; 

Speiseöle und -fette; 

Konserven, Pickles. 

30. Kaffee, Tee, Kakao, Zucker, Reis, Tapioka, Sago, 
Kaffee-Ersatzmittel; 

Mehle und Getreidepräparate, Brot, Biskuits, 
Kuchen, feine Backwaren und Konditorwaren, 
Speiseeis; 

Honig, Melassesirup; 

Hefe, Backpulver; 

Sal‘Z, Senf; 

Pfeffer, Essig, Saucen; 

Gewürze; 

Eis. 

31. Land-, garten- und forstwirtschaftliche Erzeug¬ 
nisse sowie Samenkörner, soweit sie nicht in 
anderen Klassen enthalten sind; 

lebende Tiere; 

frisches Obst und Gemüse; 

Sämereien, lebende Pflanzen und natürliche Blu¬ 
men; 

Futtermittel, Malz. 

32. Bier, Ale und Porter; 

Mineralwässer und kohlensäurehaltige Wässer 
und andere alkoholfreie Getränke; 

Sirupe und andere Präparate für die Zubereitung 
von Getränken. 

33. Weine, Spirituosen und Liköre. 

34. Rohtabak und Tabakfabrikate; 

Raucherartikel; 

Streichhölzer. 
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Zweite Verordnung 

nach § 82 des Bundessozialhilfegesetzes 
über die Änderung der Familienzuschläge 

Vom 7. Dezember 1967 

Auf Grund des § 82 Satz 2 des Bundessozialhilfe¬ 
gesetzes vom 30. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 815), 
zuletzt geändert durch das Gesetz zur Änderung 
und Ergänzung des Bundessozialhilfegesetzes vom 
31. August 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1027), verord¬ 
net die Bundesregierung mit Zustimmung des Bun¬ 
desrates: 

§ 1 

(1) Der Familienzuschiag nach § 79 Abs. 1 Nr. 3 
und Abs. 2 Nr. 3 des Gesetzes beträgt neunzig Deut¬ 
sche Mark. 

(2) Der Familienzuschlag nach den §§ 80 und 81 
Abs. 3 Satz 1 des Gesetzes beträgt einhundertzehn 
Deutsche Mark. 

§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 152 des Bundes¬ 
sozialhilfegesetzes auch im Land Berlin. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1968 in Kraft. 


Bonn, den 7. Dezember 1967 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 

Der Bundesminister des Innern 
Lücke 
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über die 


Verordnung 

BeruIsIiaiipOidUversidierung der Wirtsdiaftsprüfer und vereidigten Buchprüfer 

Vom 8, Dezember 1967 


Aul (]('s § 54 A]).s. 2 und des § 130 der 

Wirlsrh<:I{fu)rüdM'(>i'driinu'] vom 24. Juli. 1061 (Biin- 
dc.‘;g:;sc:".v.l)l. \ S. 1040) vorojduet die Bundcsroglo- 
ruag irdl. ZiuJ irununig df;s Bundusr alos; 


§ 1 

(1) Sclhr4cUidig(? Wirhubaii.sptüi'er und Wirt*- 
sdiaiisp] liiuugag^au'llsfba! iun sind vcrpriidifet, sich 
gegen di<^ <nis ihj'cr Berufs!äl igkunt (§§ 2, 43 Abs. 4 
Nr. 1 und 4 VVi! !:-:c;htid,;,;)! üierordnung] crgcbendcui 
IIailf)f:ichlrKuedij'('n für Vei nugguissdiädon zu ver¬ 
sichern 111)4 die Yei'ehivMuug \väi'irf.:ud der Dauei 
ihrer Ih^sleilurig aufiociilzneriudtcn. Der Yersiche- 
riuigssdiulz ruih sich aucii aut solche Vorrnogens- 
scJuiflcui ('i'S'.iScs 1 , für die der Vcu'siZuu'ungsrudi- 
nier nach § 27(3 oder § 331 des Bürgeilidieri Gciselz- 
buciics edui;ui.s1.e]K:'u hat. 


(2) Zuständige Slelle im Sinne des § 158 c Abs. 2 
des Gesedzes ü!)er Vcu'sh h(u uugs veud rag ist die 
ge.inüß § 21 dcu’ V/irliicdiallsprüjhsi ordming zuslandlge 
obeusto Lande.sbohörde. 


oder zLisa Dirnen, bei einer Prüfung oder bei einer 
sonstigen einheitlichen Leistung (fachlich als ein¬ 
heitliche Leistung zu wertende abgrenzbare be¬ 
rufliche Tätigkeit) begangen haben, als ein Ver- 
sichcrungsfali gelten, 


2, der Versicherer für einen Schaden, der einem 
Aultraggeber im Ralunen methrerer glGidiartlger 
Prüfungen oder gleichartiger oirLheiilicher Lei- 
slungcn auf Grund mehrerer auf dom gleichen 
fachlichen Pol der bccruneridcr VorstöLe des bccauf- 
traqfen Wirtschaftsprüfers oder der beauftragten 
Wirtsciiaflsprül aiigsgescLschaft ■ oder der von 
ihnen besitdlEen ErfüDungs- oder Vorrichtungs- 
gehilfen entstanden ist, nur bis zur Hohe des 
Fänfiachem der Vcrsicherungssiiinmc einziitrcton 
bat ohne Rücksicht darauf, ob der Schaden durdr 
Verstöße in einem Jahr oder in mehreren aufein¬ 
anderfolgenden Jahren verursacht worden ist. 

(3) Die Vereinbarung eines Selbstbchraltes bis zu 
5 000 Deutsche Mark ist zulässig. 


§ 2 


( 1 ) 

Allfs! 

sidio 


Der Vorsichoriingsverlrag muß den von der 
ichlsbeliörcic^ genohfuigten allgomoinen Ver- 
runc/sbc^diuguiigc'ii inil der Mangabc^ entspro¬ 


chen, daß 


1. Vc^r.sjcber!ingisfall iho o 1 uv; 1 4nci f!ich(.verletz'’.!n.g 

(Verstc)!)) ist, di(^ IIalt[)fdirhi:anspr(‘Khe gcv'jon der) 
Yhucsiclierunnsiuohm/or zur Folge haben könnte, 
und 


2. der Vorsid'uu'iingssdvulz wäl'Tcud der Dauer eines 
Borufsvru!)?)!('S (§ 111 VVirlsduiftsprüfcTordnung] 
tür einei'i V(Mi,i-('t.or (§ 12t Wirf.scnaltspriderord- 
nung) au frechIcrrhal I C'ii bleibt. 

Bor Vorsidi(’rung.sv(j.rirag muß dom Versicherer dicr 
VorpfFdiiimg aiderlcujccn, der gemäß § 21 der Wirt- 
schn ftsr»rü fr»r()rd n img z 11 slä ndicjen oborsten Landes- 
bc'hördc^ 'utuI chu' hViLtschnlt.s'irrrdorlccin'in’ser dem 
Beginn und die Boondiguucf oder Kündigung dccs 
Versicherungsverlrags sowie* jede Änderung des 
Versicherungsvortrags, die den nach dieser Verord¬ 
nung vorgc'schriobonon Vorsicbcnincjsschutz beein- 
t r ä ch t i g t, u n vo rz ü cj 11 di rn i! z u t c* i I c} n. 


(2) Die MindestversidnumngssuTnTne muß 500 000 
Deutsche Mark für joden Versidioningsfall bertragen, 
Tm. Versieheriingsvortrag kann vereinbart werden, 
daß 


1. sämllichc^ Vorsfößo, die der beauftragte Wirt¬ 
schaf Isprüfor oder die beaedfragte Wirtschafts- 
prüfungsgc'solhmhaft oder die von ihnen bestell¬ 
ten Erfülliings- oder Verrichtungsgehilfon allein 


§ 3 


(1) Bewerbe^!, die ihre Bestellung zum Wirtschafts¬ 
prüfer beantragen und den Beri.i.L selbständig aus¬ 
üben wollen, müssem der Bestellungsbehörde den 


Abschluß einer dieser Verordnung entsprechenden 
Berufshaftpfiicatversicherung durch Vorlage einer 
Bestätigung des Verskherers nadiv/eiscm oder eine 


entsprechende vorläufige Dcckungszusage vorlcgen. 
Bei Vorlage* einer vorläufigen Dockungszusage ist 
lach der Bestellung zum V/irtschaftsprüfer der Be- 
d.C'llungsbeliörde unverzüglidi der Abschluß einer 
Berufshaft'oaidilversidieruna durdr eine Bestätiqunq 


des Versicherers oder eine beglaubigte Avbschrift 
des Versichefungssd'ieinos nachzuweison. In^gleidier 
Weise ist der- Vhrtsduaftsnrülerkainmcr der Ab¬ 


schluß einer Borufshaftpflichtversicherung nachzu- 
weisen. 


(2) Absatz 1 gilt sinngemäß für die Anerkennung 
als Wirtschaftsprüfungsgesellschaft. 


§ 4 


(1) Wirtschaftsprüfer, die bei Inkrafttreten der 
Verordnung bereits bestellt sind, haben, unverzüg¬ 
lich der gemäß § 21 der Wirtschaftsprtiferordniing 
zuständigen obersten Landesbehörde und der Wirt¬ 
schaftsprüferkammer den Abschluß einer dieser 
Verordnung entsprechenden Berufshaftpflichtver- 
sicherung durch Vorlage einer Bestätigung des Ver¬ 
sicherers oder einer beglaubigten Abschrift des 
Versicherungsscheines nachzuv/eisen. 
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(2) Absatz 1 gilt sinngemäß für Wirtschaftsprü¬ 
fungsgesellschaften, die bei Inkrafttreten der Ver¬ 
ordnung bereits anerkannt sind. 

§ 5 

Die Beendigung oder Kündigung des Versiche¬ 
rungsvertrages, jede Änderung des Versicherungs¬ 
vertrages, die den nach dieser Verordnung vor¬ 
geschriebenen Versicherungsschutz beeinträchtigt, 
der Wechsel des Versicherers, der Beginn und. die 
Beendigung der Versicherungspflicht (§ 1) infolge 
einer Änderung der Form der beruflichen Tätigkeit 
und der Widerruf einer vorläufigen Deckungszusage 
(§ 3 Abs. 1) sind der gemäß § 21 der Wirtschafts¬ 
prüferordnung zuständigen obersten Landesbehörde 
und der Wirlschaftsprüferkammer von dem Ver¬ 
sicherung spflidi Ilgen unverzüglich anzuzeigen. 


§ 6 

Für die Berufshaftpflichtversicherung der vereidig¬ 
ten Buchprüfer und der Buchprüfungsgesellschaften 
gelten die §§ 1 bis 5 entsprechend mit der Maßgabe, 
daß die Mindesthöhe der Versicherungssumme 
100 000 Deutsche Mark beträgt. 

§ 7 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über¬ 
leitungsgesetzes vom 4, Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 140 der Wirtschafts¬ 
prüferordnung auch im Land Berlin. 

§ 8 

Diese Verordnung tritt sechs Monate nach dem 
Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


Bonn, den 8. Dezember 1967 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

B r andt 

Der Bundesminister für Wirtschaft 

Schiller 
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Verordnung 

zur Regelung von Zuständigkeiten im Außenwirtschaftsverkehr 

Vom 12. Dezember 1967 


Aii[ Grund dos § 28 Abs. 3 des Außenwirtschafts¬ 
gesetzes vom 28. April 1961 (BundesgesetzbL I 
S. 481), zuletzt geändert durch das Durchführungs- 
geseiz EWG Getreide, Reis, Schweinefleisch, Eier 
und G(dlü(jelfl(usch vom 30. Juni 1967 (Bundes- 
gesetzbl. 1 S. 617), verordnet die Bundesregierung 
mit Zu stimm urig des Bundesrates: 

§ 1 

(1) Das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft ist 
zuständig für die Erteilung von Genehmigungen 

L in den Bereichen der Warenausfuhr (Kapitel II 
der Außenwirtschafts vor Ordnung — AWV •—), 
der Warenoin liihr (§ 10 Abs. 1 des Außen wir t- 
schaftsgesetzGs und Kapitel III AWV) und des 
sonstigen Warenverkehrs (Kapitel IV AWV), so¬ 
weit nicht eine Zuständigkeit nach Absatz 2 ge¬ 
geben ist; 

2. in den von den §§ 45, 45 a und 48 AWV erfaßten 
Bereichen des Dienstleistungsverkehrs. 

(2) Das Bundesamt für Ernährung und Forstwirt¬ 
schaft ist, soweit nicht ausschließliche Zuständig¬ 
keiten nach § 28 Abs. 2 a des Außenwirtschafts¬ 
gesetzes begründet sind, zuständig für die Ertei¬ 
lung von Genehmigungen in den Bereichen der 
Warenausfuhr (Kapitel II AWV), der Wareneinfuhr 
(§ 10 Abs. 1 des Außenwirtschaftsgesetzes und Kapi¬ 
tel III AWV) und des sonstigen Warenverkehrs 
(Kapitel IV AWV), wenn sich die Genehmigungen 
auf Erzeugnisse der Ernährung und Landwirtschaft 
beziehen. 

(3) Der Bundesminister für Verkehr ist zuständig 
für die Erteilung von Genehmigungen im Bereich 
des Dienstleistungsverkehrs auf dem Gebiete des 
Verkehrswesens (§§ 44, 44a, 46, 47 AWV). 

§ 2 

Die Zuständigkeiten des Bundesministers für Ver¬ 
kehr nach § 1 Abs. 3 werden übertragen 


1. für die Erteilung von Genehmigungen in den 
durch die §§ 44, 44 a und 46 AWV erfaßten Be¬ 
reichen der Seeschiffahrt 

a) auf die Wasser- und Schiffahrtsdirektion Bre¬ 
men, wenn der Antragsteller seinen Wohnsitz 
oder Sitz in den Ländern Bremen, Niedersach¬ 
sen oder Nordrhein-Westfalen hat, 

b) auf die Wasser- und Schiffahrtsdirektion Ham¬ 
burg in den übrigen Fällen; 

2. für die Erteilung von Genehmigungen in dem 
durch § 47 AWV erfaßten Bereich der Binnen¬ 
schiffahrt 

a) auf die Wasser- und Schiffahrtsdirektion Duis¬ 
burg, wenn die Reise im Rheinstromgebiet 
unterhalb Rolandseck, im Gebiet der west¬ 
deutschen Kanäle, der Weser oder der Elbe 
beginnt, 

b) auf die Wasser- und Schiffahrtsdirektion 
Mainz in den übrigen Fällen. 


§ 3 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uber¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 51 Abs. 4 des 
Außenwirtschaftsgesetzes auch im Land Berlin, 
Satz 1 findet keine Anwendung auf die Erteilung 
von Genehmigungen in den durch § 5 Abs. 1, §§ 40 
und 45 AWV erfaßten Bereichen. 


§ 4 

Di^se Verordnung tritt einen Monat nach der Ver¬ 
kündung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung 
zur Regelung von Zuständigkeiten im Außenwirt¬ 
schaftsverkehr vom 7. August 1961 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1554) außer Kraft. 


Bonn, den 12. Dezember 1967 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 

Der Bundesminister fürWirtschaft 
Schiller 
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Verkündungen im Bundesanzeiger 

Gemäß § 1 Abs. 2 des Gesetzes über die Verkündung von Reditsverordnungen vom 30, Januar 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 23) wird auf folgende im Bundesanzeiger verkündete Rechtsverordnungen nachrichtlich 
hingewiesen: 



Dätum und Bezeichnung der Verordnung 

Verkündet im 
Bundesanzeiger 

Nr. vom 

Tag des 
Inkraft¬ 
tretens 

28. 11. 67 

Verordnung der Bundesmonopolverwaltung für 
Branntwein über die Festsetzung des Durch¬ 
schnittsbetrages der Kosten, die die Bundes¬ 
monopolverwaltung für Branntwein durch die 
Nichtübernahme des ablieferungsfreien Brannt¬ 
weins erspart, für das 2. bis 4. Viertel des Betriebs¬ 
jahres 1967/68 

227 

5. 12. 67 

1. 1.68 

28. 11.67 

Aufhebung von Tarifen des Bundesschleppbetrie¬ 
bes (BSB) für den Mittellandkanal und die west¬ 
deutschen Kanäle 

227 

5. 12. 67 

1. 1.68 

4. 12. 67 

Verordnung PR Nr. 4/67 über Preise für Elek¬ 
trizität 

229 

7. 12. 67 

1. 1.68 

4. 12.67 

Dritte Verordnung zur Änderung der Erstattungs¬ 
verordnung Rindtieisch 

229 

7. 12. 67 

8. 12. 67 


Berichtigung der Anordnung der Wasser- und 
Schiffahrtsdirektion Mainz über Beschränkungen 
der Schiffahrt bei Hodrwasser auf der Mosel 

229 

7.12. 67 


5. 12. 67 

Verordnung über die Grenze des Freihafens Cux¬ 
haven 

230 

8. 12. 67 

9. 12. 67 

6. 12.67 

Verordnung über die Senkung von Abschöpfungs¬ 
sätzen bei der Einfuhr von lebenden Kühen 

230 

8. 12. 67 

11. 12.67 

29. 11.67 

Verordnung der Wasser- und Schiffahrtsdirekfion 

Mainz über die Sperrung der Binger-Loch-Strecke 
bei Nacht 

230 

8. 12. 67 

9. 12.67 

7. 12. 67 

Sechsundvierzigste Verordnung zur Änderung des 
Abschöpfungstarifs (Schlachtkühe u. a.) 

231 

9. 12. 67 

27. 11. 67 

4. 12. 67 

Zweite Verordnung zur Änderung der Verordnung 
über die Festsetzung von Preisen für Zündwaren 

231 

9. 12. 67 

1. 1,68 

5. 12. 67 

Verordnung Z Nr. 4/67 zur Änderung der Verord¬ 
nung Z Nr. 3/58 über Preise für Zucker 

231 

9. 12. 67 

1. 1,68 
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Hinweis auf Rechtsvorschriften der Europäischen Gemeinschaften, 

dio inil iliiür V(.;rt)lleril.lic:hung im Amlsblalt der niiropäischen Gemeinschallen 
iinmil leihe re Refhlswirksamkeit in der ßundt'srepublik Deuf.schland erlangt haben 



Dälujii und ßuzci'^hnung der Rcch[svorschrift 

Vcröflentlicht im Amtsblatt der 
Europäischen GemcMnschalten 

— Ausgabe in deutscher Sprache — 



vom 

Nr./Seite 

23. n. G7 

Verordnung Nr. DOddr/ZnVVCl der Komiiiission */.iir Änderung 
der h('w('rjii(ken TeiJlicdrrKje für die V/areii der Tarifnum” 
nun lo.(J6 |j des Clerrieinsuinen ZoIP.nrif.s 

29. 11.67 

290/1 

27. 11. G7 

Verordnung Nr. g(]4/()7/D!WG der Kommis.sion zur FcstsGlzung 
der dul Ckdreide, Melde, Grob- und Feingrieß von Weizen 
od(jr JPjggcrn nnwendbaren Abscliöpfungen 

28. 11. 67 

280/1 

27. 11. 67 

Verordnung Nr. ri0r>/{i7/F\YG der Ivornnussion über die Fest- 
sel/NiKj der l'räniitni, die den Abschöplungen lür Getreide 
und Malz liinziKjelugl. werden 

28.11.67 

288/3 

27. 11. 67 

Verordnung Nr. n06/G7/F\VG der Kommission zur Änderung 
der bei der Erslattung lür Getreide anzuwendenden Berichti- 
gurig 

28. 11. 67 

288/5 

27. 11.67 

Verordnung Nr. n()7/()7/EWG der Kommission zur Änderung 
des Zusatzbelrags (ür Ifesiinunlc GeflügGltcdc 

28. 11.67 

288/6 

27. 11. 67 

Verordnung Nr. fK)8/()7/FWG der Kommission zur Änderung 
des Zusalzbetrags Jur bestimmle Eier in der Schale 

28. 11. 67 

288/7 

23. 11. 67 

Verordnung Nr. 909/G7/EWG der Kommission zur Festsetzung 
der Erslatlung bei der Aaisfuhr von Eiern in der Schale in 
Form von nicht unUrr Anhang II desj Vertrages fallenden 
Waren 

28. 11.67 

288/8 

2B. 11.67 

Vruordiuiiig Nr. 910/G7/EWG der Kommission zur Festsetzung 
der auf Gc'trc'idO: Mehle, Grob- und Feingrieß von Weizen 
oder Roggen anVv'ondbaren Abschöpfungen 

29. 11.67 

289/8 

28. 11. 67 

Verordnung Nr. 911/67/EW^G >dcr Kommission über die Fest¬ 
setzung der Jfrärnien, die den Abschöpfungen für Getreide 
und M<dz hin/ngefügt werden 

29. 11.67 

289/10 

28. 11. 67 

Vtu'ordnung Nr. 912/G7/EWG der Kommission zur Änderung 
der b(u derr Frstfdtung für Getreide anziiwendenden Berichti- 
gutig 

29. 11.67 

289/12 

28. 11. 67 

Verordnung Nr. 913/67/EWG der Kommission zur Änderung 
des Textes der Vorordnnng Nr. 473/67/EWG in ihrer deutschen, 
ilali(mischen und niederiändisdien Fassung, betreffend die 
Einfuhrlizcrnzcm für Reis und Bruchreis 

29. 11.67 

289/13 

28. 11.67 

Verordnung Nr. 914/ß7/EWG der Kommission zur Ergänzung, 
hinsKhllich Finnlamis, der Verordnung Nr. 887/G7/EWG zur 
Aufslcllung einer Liste derjenigen Stellen, die Bescheinigun¬ 
gen ausslellen dürfen, durch die bestimmte Milcherzeugnisse 
mit Herkunft aus dritten Ländern zu bestimmten Tarifnummern 
z u g (VI a s s (m w e r (1 e n 

29. 11.67 

289/14 

28. 11.67 

Verordnung Nr. 915/67/EWG der Kommission zur Änderung 
der für Getreide, gewisse Kategorien von Meht, Grob- und 
Feingrieß von Weizen oder Roggen anziiwendenden Erstat¬ 
tungen 

29.11.67 

289/16 


Berichtigung der Verordnung Nr. 789/67/EWG des Rates vom 
31. Oktober 1967 über die Einführung einer Handelsregelung 
für Verarbeiinngserzeugnisse aus Obst und Gemüse mit Zusatz 
von Zucker (ABI. Nr. 265 vom 31. 10. 1967) 

29.11.67 

289/19 

28. 11.67 

Verordnung Nr. 916/67/EWG des Rates zur Verschiebung des 
Zeitpunkts des Inkrafttretens der Verordnung Nr. 408/67/EWG 

30. 11.67 

291/1 

28. 11.67 

Verordnung Nr. 917/67/EWG des Rates über die dritte Ver¬ 
längerung der Geltungsdauer der Verordnung Nr. 281/67/EWG 
zur Eestsetzung der Hochstbeträge der Erstattung bei der 
Erzeugung für Zucker, der in der chemischen Industrie ver¬ 
wendet wird 

30. 11. 67 

291/2 

28. 11.67 

Verordnung Nr. 918/67/EWG des Rates über besondere Maß¬ 
nahmen zum Absatz von Butter aus privater Lagerhaltung zu 
herabgesetzten Preisen 

30. 11.67 

291/3 
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28. 11. 67 

29. 11.67 

29, 11. 67 

29. 11.67 

29. 11.67 

29. 11.67 
29. 11.67 

29. 11.67 
29. 11.67 

29. 11.67 

30. 11.67 

30, 11.67 

30. 11.67 

30. 11.67 

30. 11.67 
30. 11.67 

30, 11.67 

30. 11.67 

29. 11.67 

30. 11.67 

30. 11. 67 


Datum und Bcr/eidinung der Rechtsvorschrift 


Veröffentlicht im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften 

— Ausgabe in deutscher Spradie — 

vom Nr./Seite 


Verordnung Nr. 919/67/EWG der Kommission zur Änderung 
der Verordnung Nr. 635/67/EWG zur Festsetzung der Erstat¬ 
tungen bei der Ausfuhr auf dem Schweinefleischsektor für den 
am 1. Oktober 1967 beginnenden Zeitraum 

30. n. 67 

291/5 

Verordnung Nr. 920/67/EWG der Kommission zur Festsetzung 
der auf Getreide, Mehle, Grob- und Feingrieß von Weizen 
oder Roggen anwendbaren Abschöpfungen 

30. 11.67 

291/7 

Verordnung Nr. 921/67/EWG der Kommission über die Fest¬ 
setzung der Prämien, die den Abschöpfungen für Getreide und 
Malz hinzugefügt werden 

30. 11. 67 

291/9 

Verordnung Nr. 922/67/EWG der Kommission zur Änderung 
der bei der Erstattung für Getreide anzuwendenden Berichti¬ 
gung 

30. 11.67 

291/11 

Verordnung Nr. 923/67/EWG der Kommission zur Festsetzung 
der Anpassungskoeffizienten für den Ankaufspreis für Manda¬ 
rinen nach Verordnung Nr. 840/67/EWG des Rates 

30. 11.67 

291/12 

Verordnung Nr. 924/67/EWG der Kommission zur Festsetzung 
der Liste der repräsentativen Erzeugerraärkte für Mandarinen 

30. 11.67 

291/13 

Verordnung Nr. 925/67/EWG der Kommission zur Festsetzung 
der Anpassungskoeffizienten für den Ankaufspreis für Apfel¬ 
sinen nach Verordnung Nr. 841/67/EWG des Rates 

30. 11.67 

291/14 

Verordnung Nr. 926/67/EWG der Kommission zur Festsetzung 
der Liste der repräsentativen Erzeugermärkte für Apfelsinen 

30. 11.67 

291/15 

Verordnung Nr. 927/G7/EWG der Kommission zur Festsetzung 
des Unterschieds zwischen dem für die Berechnung der Ab¬ 
schöpfungen zugrunde zu legenden Weißzuckerpreis und dem 
Erstattungsbetrag auf dem Sektor der Verarbeitungserzeug¬ 
nisse aus Obst und Gemüse mit Zusatz von Zucker in jedem 
Mitgliedstaat 

30. 11.67 

291/16 

Verordnung Nr. 928/67/EWG der Kommission zur Festsetzung 
der Abschöpfungen für Olivenöl 

30. 11.67 

291/18 

Verordnung Nr. 929/67/EWG der Kommission zur Festsetzung 
der auf Getreide, Mehle, Grob- und Feingrieß von Weizen 
oder Roggen anwendbaren Abschöpfungen 

1, 12. 67 

292/3 

Verordnung Nr. 930/67/EWG der Kommission über die Fest¬ 
setzung der Prämien, die den Abschöpfungen für Getreide und 
Malz hinzugefügt werden 

1. 12. 67 

292/5 

Verordnung Nr. 931/67/EWG der Kommission zur Festsetzung 
der bei der Erstattung für Getreide anzuwendenden Berichti¬ 
gung 

1. 12.67 

292/7 

Verordnung Nr. 932/67/EWG der Kommission zur Festsetzung 
der für Getreide, gewisse Kategorien von Mehl, Grob- und 
Feingrieß von Weizen oder Roggen anzuwendenden Erstat¬ 
tungen 

1. 12.67 

292/9 

Verordnung Nr. 933/67/EWG der Kommission zur Festsetzung 
der bei Reis und Bruchreis anzuwendenden Abschöpfungen 

1. 12. 67 

292/12 

Verordnung Nr. 934/67/EWG der Kommission zur Festsetzung 
der Prämien als Zuschlag zu den Abschöpfungen für Reis und 
Bruchreis 

1. 12.67- 

292/14 

Verordnung Nr. 935/67/EWG der Kommission zur Festsetzung 
der Erstattungen bei der Ausfuhr für Reis und Bruchreis 

1. 12.67 

292/16 

Verordnung Nr. 936/67/EWG der Kommission zur Festsetzung 
der bei der Erstattung für Reis und Bruchreis anzuwendenden 
Berichtigung 

1. 12. 67 

292/18 

Verordnung .Nr. 937/67/EWG der Kommission über die Fest¬ 
setzung der auf die Einfuhren von Getreide- und Reisverar¬ 
beitungserzeugnissen einschließlich Getreide-Mischfuttermittel 
anzuwendenden Abschöpfungen 

1. 12. 67 

292/20 

Verordnung Nr. 938/67/EWG der Kommission zur Festsetzung 
der Erstattungen für Getreide- und Reisverarbeitungserzeug¬ 
nisse, einschließlich Getreide-Mischfuttermittel 

1. 12.67 

292/28 

Verordnung Nr. 939/67/EWG der Kommission zur Festsetzung 
der Erstattungen bei der Ausfuhr von Olivenöl 

1.12. 67 

292/36 
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30. 11.67 
30. 11.67 

30. 11.67 

30. 11.67 

1. 12. 67 

1. 12. 67 

1. 12. 67 

1. 12. 67 

4. 12. 67 

4. 12. 67 

4. 12. 67 

5. 12. 67 

5. 12. 67 

5. 12.67 

6. 12. 67 

6. 12. 67 

6. 12. 67 

6. 12. 67 


VeröflenUicht im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften 

Datum und Bezcichnunq der Rechtsvorsdirift * . . , , r- i 

^ — Ausgabe in deutscher Sprache — 

vom Nr./Seite 


Verordnung Nr. 940/67/EWG der Kommission zur Festsetzung 
der Erstattungen bei der Ausfuhr von ölsaaten 

1. 12.67 

292/38 

Verordnung Nr. 941/67/EWG der Kommission über die vor¬ 
herige Festsetzung der Abschöpfung und der Erstattung für 
Gelreide-Mischfuttermittel 

1.12.67 

292/39 

Verordnung Nr. 942/67/EWG der Kommission zur Änderung 
der bei der Einfuhr von Getreide- und Reisverarbeitungs¬ 
erzeugnissen zu erhebenden Abschöpfungen 

1. 12. 67 

292/40 

Verordnung Nr. 943/67/EWG der Kommission zur Festsetzung 
der Erstattungen bei der Ausfuhr von Getreide oder geschäl¬ 
tem Reis in Form von nicht unter Anhang II des Vertrages 
fallenden Waren 

1.12. 67 

292/42 

Verordnung Nr. 944/67/EWG der Kommission zur Festsetzung 
der auf Getreide, Mehle, Grob- und Feingrieß von Weizen 
oder Roggen anwendbaren Abschöpfungen 

2. 12. 67 

293/1 

Verordnung Nr. 945/67/EWG der Kommission über die Fest¬ 
setzung der Prämien, die den Abschöpfungen für Getreide 
und Malz hinzugefügt werden 

2. 12. 67 

293/3 

Verordnung Nr. 946/67/EWG der Kommission zur Änderung 
der bei der Erstattung für Getreide anzuwendenden Berichti¬ 
gung 

2. 12. 67 

293/5 

Verordnung Nr. 947/67/EWG der Kommission zur Festsetzung 
der Beihilfe für Ölsaaten 

2. 12. 67 

293/6 

Berichtigung der Verordnung Nr, 769/67/EWG der Kommission 
vom 26. Oktober 1967 zur Festsetzung der Erstattungen bei 
der Ausfuhr auf dem Geflügelfleischsektor für den Zeitraum 
vom 1. November 1967 an (ABI. Nr. 261 vom 28.10.1967) 

2. 12. 67 

293/11 

Berichtigung der Verordnung Nr. 784/67/EWG der Kommission 
vom 30. Oktober 1967 zur Bestimmung der Interventionsorte 
für Olivenöl mit Ausnahme der Hauptinterventionsorte (ABI. 

Nr. 264 vom 31. 10. 1967) 

2. 12. 67 

293/11 

Verordnung Nr. 948/67/EWG der Kommission zur Festsetzung 
der auf Getreide, Mehle, Grob- und Feingrieß von Weizen 
oder Roggen anwendbaren Abschöpfungen 

5. 12. 67 

295/1 

Verordnung Nr. 949/67/EWG der Kommission über die Fest¬ 
setzung der Prämien, die den Abschöpfungen für Getreide und 

Malz hinzugefügt werden 

5. 12. 67 

295/3 

Verordnung Nr. 950/67/EWG der Kommission zur Änderung 
der bei der Erstattung für Getreide anzuwendenden Berichti¬ 
gung 

5. 12. 67 

295/5 

Verordnung Nr. 951/67/EWG der Kommission zur Festsetzung 
der auf Getreide, Mehle, Grob- und Feingrieß von Weizen 
oder Roggen a^nwendbaren Abschöpfungen 

6. 12. 67 

296/1 

Verordnung Nr. 952/67/EWG der Kommission über die Fest¬ 
setzung der Prämien, die den Abschöpfungen für Getreide und 

Malz hinzugefügt werden 

6. 12. 67 

296/3 

Verordnung Nr. 953/67/EWG der Kommission zur Änderung 
der bei der Erstattung für Getreide anzuwendenden Berichti¬ 
gung 

6. 12. 67 

296/5 

Berichtigung der Verordnung Nr. 472/67/EWG der Kommission 
vom 21. August 1967 zur Bestimmung der Handelsplätze für 

Reis, außer Arles und Vercelli, für das Wirtschaftsjahr 1967/ 

1968 (ABI. Nr. 204 vom 24. 8. 1967) 

6.12.67 

296/12 

Verordnung Nr. 954/67/EWG der Kommission zur Festsetzung 
der auf Getreide, Mehle, Grob- und Feingrieß von Weizen oder 
Roggen anwendbaren Abschöpfungen 

7, 12. 67 

297/1 

Verordnung Nr. 955/67/EWG der Kommission über die Fest¬ 
setzung der Prämien, die den Abschöpfungen für Getreide und 

Malz hinzugefügt werden 

7. 12. 67 

297/3 

Verordnung Nr. 956/67/EWG der Kommission zur Änderung 
der bei der Erstattung für Getreide anzuwendenden Berichti¬ 
gung 

7. 12. 67 

297/5 

Verordnung Nr. 957/67/EWG der Kommission über den Ver¬ 
kauf von Butter aus staatlichen Lagerbeständen zu herabge¬ 
setztem Preisen an die verarbeitenden Industrien 

7. 12. 6? 

297/6 
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7. 12. 67 

Verordnung Nr. 958/67/EWG der Kommission zur Festsetzung 
der auf Getreide, Mehle, Grob- und Feingrieß von Weizen 
oder Roggen anwendbaren Abschöpfungen 

8.12,67 

299/6 

7. 12. 67 

Verordnung Nr. 959/67/EWG der Kommission über die Fest¬ 
setzung der Prämien, die den Abschöpfungen für Getreide 
und Malz hinzugefügt werden 

8. 12. 67 

299/8 

7. 12. 67 

Verordnung Nr. 960/67/EWG der Kommission zur Festsetzung 
der bei der Erstattung für Getreide anzuwendenden Berichti¬ 
gung 

8. 12. 67 

299/10 

7. 12. 67 

Verordnung Nr. 961/67/EWG der Kommission zur Festsetzung 
der für Getreide, gewisse Kategorien von Mehl, Grob- und 
Feingrieß von Weizen oder Roggen anzuwendenden Erstat¬ 
tungen 

8. 12. 67 

299/12 

7. 12. 67 

Verordnung Nr. 962/67/EWG der Kommission zur Festsetzung 
der Abschöpfungen für Reis und Bruchreis 

8. 12. 67 

299/15 

7, 12. 67 

Verordnung Nr. 963/67/EWG der Kommission zur Festsetzung 
der Prämien als Zuschlag zu den Abschöpfungen für Reis und 
Bruchreis 

8. 12. 67 

299/17 

7. 12. 67 

Verordnung Nr. 964/67/EWG der Kommission zur Festsetzung 
der Erstattungen bei der Ausfuhr für Reis und Bruchreis 

8. 12. 67 

299/19 

7. 12. 67 

Verordnung Nr. 965/67/EWG der Kommission zur Festsetzung 
der bei der Erstattung für Reis und Bruchreis anzuwendenden 
Berichtigung 

8. 12. 67 

299/21 

8. 12. 67 

Verordnung Nr, 966/67/EWG der Kommission zur Festsetzung 
der auf Getreide, Mehle, Grob- und Feingrieß von Weizen oder 
Roggen anwendbaren Abschöpfungen 

9. 12. 67 

300/1 

8. 12. 67 

Verordnung Nr. 967/67/EWG der Kommission über die Fest¬ 
setzung der Prämien, die den Abschöpfungen für Getreide und 

Malz hinzugefügt werden 

9. 12. 67 

300/3 

8. 12. 67 

Verordnung Nr. 968/67/EWG der Kommission zur Änderung 
der bei der Erstattung für Getreide anzuwendenden Berichti¬ 
gung 

9. 12. 67 

300/5 

8. 12. 67 

Verordnung Nr. 969/67/EWG der Kommission zur Festsetzung 
der Beihilfe für Ölsaaten 

9. 12. 67 

300/6 

8. 12. 67 

Verordnung Nr. 970/67/EWG der Kommission zur Änderung 
des Zusatzbetrags für bestimmte Eiererzeugnisse 

9. 12. 67 

300/7 

8. 12.67 

Verordnung Nr, 971/67/EWG der Kommission zur Änderung 
des Zusatzbetrags für bestimmte Eier in der Schale 

9. 12.67 

300/8 

8. 12. 67 

Verordnung Nr. 972/67/EWG der Kommission zur Änderung 
der bei der Einfuhr von Getreide- und Reisverarbeitungs¬ 
erzeugnissen zu erhebenden Abschöpfungen 

9. 12. 67 

300/9 
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Wichtiger Hinweis an aiie Abonnenten! 


Zum 1. Januar 1968 übernimmt die Deutsche Bundespost den Postzeitungsdienst in die 
elektronische Datenverarbeitung. Das Zeitungsbezugsgeld wird in dem neuen Betriebs¬ 
verfahren nicht mehr vom 15, bis 20., sondern bereits vom 10 . bis 16 . des Einzieh¬ 
monats vom Zusteller erhoben. Sollte Sie Ihr Zusteller während dieser Zeit nicht antreffen 
und daher einen Zeitungszahlschein hinterlassen, so können Sie das Zeitungsbezugsgeld 
mit diesem Zeitungszahlschein noch bis spätestens zum 20. des Einziehmonats bei 
einer beliebigen Annahmestelle der Deutschen Bundespost einzahlen. Spätere Einzahlun¬ 
gen können aufgrund des technischen Ablaufs mit Hilfe von elektronischen Datenverar¬ 
beitungsanlagen nicht mehr entgegengenommen werden. 

Wir bitten Sie daher höflichst, das Zeitungsbezugsgeld innerhalb der genannten Frist 
zu entrichten, damit in der Belieferung keine Unterbrechung eintritt. 

Aus den oben angeführten Gründen empfehlen wir Ihnen, zur Vermeidung von Unter¬ 
brechungen in der Zustellung, die Bezugsgebühren von Ihrem Postscheck- oder Bankkonto 
abbuchen zu lassen. 
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